
Das Jahr 2014 dürfte in die Annalen der Schweizer 
Wirtschaftsgeschichte eingehen. Die Annahme der 

Masseneinwanderungsinitiative im Februar 2014 bildete eine 
Zäsur für den Schweizer Wirtschaftsstandort. Die ansässigen 
Unternehmen wurden in einem zentralen Handlungsspiel-
raum beschnitten, namentlich in der Personalbeschaffung. 

Die Personaldienstleister, die sich unter anderem auf  die 
grenzüberschreitende Rekrutierung spezialisiert haben, sind 
besonders betroffen. Doch damit nicht genug: Ist die EU nicht 
gewillt, die bilateralen Verträge mit einem eingeschränkten 
Personenverkehr weiterzuführen, sind Absatzmärkte für 
Schweizer Unternehmen gefährdet.

Wie der neue Verfassungsartikel zur Zuwanderung letzt-
lich umgesetzt wird, ist noch offen und wird im eingeläuteten 
Jahr heftig diskutiert werden. Nicht nur, weil die Thematik 
hochbrisant ist, sondern weil auf  Bundesebene zudem Wahl-
jahr ist. Gewisse Parteien und exponierfreudige Parlamentari-
er werden mit eigenwilligen Umsetzungsideen aufwarten. 
Andere werden sich hüten, in irgendeiner Form Stellung zu 
beziehen und Zusagen zu machen. Konstruktive, zweckdien-
liche Lösungen sind in einem solchen Kontext schlicht un-
möglich. Da der neue Zuwanderungsartikel aber innert drei 
Jahren umgesetzt werden muss – es verbleiben nur noch zwei 
–, muss der Bundesrat vorankommen. Er kann mit der Ver-
nehmlassung nicht zuwarten, bis die Wahlen im Herbst durch 
sind. Und auch die Debatte im Parlament könnte aufgrund des 
engen Zeitplans bereits vor den Wahlen beginnen.

Wir dürfen uns aus heutiger Warte aber darüber freuen, 
dass es swissstaffing gelungen ist, sich mit einer Arbeitgeber-
Koalition für eine pragmatisch-wirtschaftsverträgliche Um-
setzung des Zuwanderungsartikels stark zu machen. Es ist 
jedoch fraglich, ob die Politik im anstehenden Wahljahr  
für einen pragmatischen Lösungsvorschlag bereit ist. Nichts
destotrotz wird swissstaffing seine Anstrengungen unver-
mindert fortsetzen, um das Terrain für eine funktionale Lö-
sung nach den Wahlen zu ebnen. Nur eine ausgewogene 
Gesetzesvorlage wird die Schweiz und ihr hohes Wohlstands-
niveau sichern. Sie muss einerseits dem Wunsch der Stimm-
bevölkerung nach einer besser gesteuerten Zuwanderung 
Rechnung tragen und andererseits den Unternehmen die 

Handlungsfreiheit sichern, damit diese im globalen Wett
bewerb bestehen können.

Gewisse politische Kreise liebäugeln dagegen mit einer er-
neuten Abstimmung. Die Stimmbevölkerung soll sich an der 
Urne zwischen der Personenfreizügigkeit und den bilateralen 
Verträgen entscheiden. Anders gesagt, sie soll die beschlos-
sene Zuwanderungsbeschränkung wieder aufheben. Dafür 

spricht Folgendes: Die Beibehaltung der bilateralen Verträge 
ohne Personenfreizügigkeit kommt einer Quadratur des Zir-
kels gleich. Es wäre für die Schweizer Politik kein Novum, dass 
ein und dieselbe Frage mehrmals dem Stimmvolk unterbreitet 
wird. Das war beim Uno-Beitritt sowie bei der Mutterschafts-
versicherung bereits so. Nur lägen in diesem Falle keine drei 
Jahre zwischen den beiden Abstimmungen. Ob in dieser 
kurzen Zeit ein Meinungsumschwung stattfindet, ist fraglich. 
Viel eher dürfte sich das Stimmvolk nicht ernst genommen 
fühlen. Dann ginge der Schuss nach hinten los.

Das gefährliche Doppelspiel der Gewerkschaften
Gegenüber den Gewerkschaften durfte die Wirtschaft im ver-
gangenen Jahr einen Sieg verbuchen. Die Mindestlohninitiative 
wurde haushoch abgelehnt. Deren Annahme hätte de facto die 
Sozialpartnerschaft beendet. Wenn Mindestlöhne per Gesetz 
festgelegt werden, entfällt für die Gewerkschaften fast jeder An-
reiz, mit den Arbeitgebern Gesamtarbeitsverträge auszuhan-
deln. Entsprechend erfreut ist swissstaffing über den deutlichen 
Stimmentscheid gegen einen gesetzlichen Mindestlohn.

Der swissstaffing-Vorstand hat am letztjährigen Strategie-
meeting seinen Willen zur Sozialpartnerschaft bekräftigt. Aus 
der direkten Diskussion zwischen Arbeitgeber- und Arbeit-
nehmervertretern resultieren zweckdienlichere und pas-

Die Masseneinwanderungsinitiative in einem Wahljahr umzusetzen, wird eine Herkules
aufgabe. Gleichzeitig bleibt der Druck auf  Politik und Wirtschaft  unvermindert, gesellschaft-
liche Probleme in Sozialversicherung und Raumplanung zu lösen. Dennoch gibt es für  
die Wirtschaft – und die Personaldienstleister im Besonderen – ein Licht am Ende des Tunnels.  
Sofern sie sich ernsthaft mit dem inländischen Arbeitskräftepotenzial auseinandersetzen.
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sendere Lösungen als über den parlamenta-
rischen Umweg. Jede Branche kann unter Be-
rücksichtigung der ihr bestens vertrauten 
Gegebenheiten massgeschneiderte Regeln erar-
beiten. Diesen Spezialisierungsgrad kann das 
Parlament nicht erreichen. Erstens fehlt ihm das 
branchenspezifische Wissen und zweitens muss 
es eine Lösung für alle finden.

Mit gewisser Besorgnis nehmen wir deshalb 
von gewerkschaftlichem Aktionismus ausser-
halb der Sozialpartnerschaft Kenntnis. Projekte 
wie ein kantonaler Mindestlohn – derzeit pen-
dent im Kanton Neuenburg – oder Normal
arbeitsverträge deuten auf  ein gefährliches Dop-
pelspiel der Gewerkschaften hin. Anliegen, die 
die Gewerkschaften im Rahmen ihrer Gesamt
arbeitsverträge nicht durchsetzen konnten, ver-
suchen sie auf  dem Gesetzesweg zu erzwingen. 
Gleichzeitig (Sozial-)Partner und Opponent zu 
sein, ist gelinde gesagt ein Hochseilakt, viel eher 
aber ein Wortbruch.

Dennoch – beziehungsweise umso mehr – 
steht swissstaffing unverrückbar hinter dem 
GAV Personalverleih und möchte diesen weiter-

entwickeln. Dessen Einführung im Jahr 2012 
bedeutete einen Paradigmenwechsel für die Per-
sonaldienstleistung. Seither hat sich die Branche 
an das Vertragswerk gewöhnt. Die Umsetzungs-
strukturen für den Vollzug, die Weiterbildung 
und die Sozialfonds sind aufgebaut. Das Selbst-
verständnis der Personaldienstleister, GAV-Part-

ner zu sein, hat sich etabliert. Mit drei Jahren ist 
der GAV Personalverleih allerdings ein zartes 
Pflänzchen. Die Umsetzungsstrukturen bedürfen 
weiterer Professionalisierung. Im Vertragstext 
gibt es Holprigkeiten, die es auszubessern gilt. 
Und hüben wie drüben gibt es nach wie vor Ak-
teure, die von der Sozialpartnerschaft (noch) 
nicht restlos überzeugt sind.

swissstaffing wird sein Engagement zugunsten 
des GAV Personalverleih ungebremst weiterfüh-
ren, um das Vertragswerk und die Sozialpartner-
schaft weiter zu stärken. Gewerkschaftliche An-
griffe ausserhalb der Sozialpartnerschaft wird 
swissstaffing dagegen bekämpfen. Im Kanton 
Neuenburg ist uns das zusammen mit anderen 
Branchenverbänden gelungen: Das Bundesge-
richt hat den kantonalen Mindestlohn suspen-
diert.

Gesellschaft aus dem Gleichgewicht
Die verschiedenen – teils gelungenen und teils 
gescheiterten – Versuche an der Urne, die Hand-
lungsfreiheit der Wirtschaft einzuschränken, 
stimmen nachdenklich. Minder, 1:12, Massen-
einwanderung, Mindestlohn, Ecopop: Die fast 
quartalsweise wiederkehrenden, wirtschafts-
schädlichen Abstimmungsvorlagen sind Aus-
druck einer verbreiteten Skepsis gegenüber der 
Unternehmerschaft. Diese entstand wohl mit 
dem Ausbruch der Finanzkrise, ebbt seitdem aber 
nicht mehr richtig ab. Unsere Bevölkerung ist in 
der Tat mit einigen Baustellen konfrontiert: Die 
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demografische Alterung schreitet voran. Das 
Bundesamt für Statistik prognostiziert (in sei-
nem mittleren Szenario) bereits ab 2022 eine 
Schrumpfung der Erwerbsbevölkerung. 

Verstopfte Verkehrswege und steigende 
Wohnpreise sind weitere ungelöste Probleme. 
Auch wenn letzteres in erster Linie eine Folge ge-
stiegener Ansprüche einerseits und offener 
Raumplanungsfragen andererseits ist, treffen sie 
in Abstimmungen die Wirtschaft. Die Schweizer 
Gesellschaft ist aus dem Gleichgewicht geraten 
und verschafft sich an der Urne Luft. Populis-
tische Rezepte haben in dieser Situation ein leich-
tes Spiel. 

Die Herausforderung für die Arbeitgeber in 
der Schweiz besteht darin, das volle Vertrauen 
der Bevölkerung in die Wirtschaft wieder zurück-
zugewinnen! Indem sich die Arbeitgeber ernst-
haft und mit intelligenten Modellen bemühen, 
das inländische Arbeitskräftepotenzial voll aus-
zuschöpfen, können sie ein Zeichen setzen. Da-
mit sei nicht gesagt, dass die Wirtschaft auf  diese 
Weise alle gesellschaftlichen Probleme lösen 

kann. Die Politik ist stark gefordert – von der 
Raumplanung, über die Sozialpolitik bis eben hin 
zur Migrations- und Aussenwirtschaftspolitik. 
Aber die Wirtschaft kann und muss das ihrige 
dazu beitragen. Den erlittenen Vertrauensverlust 
kann nur sie wiedergutmachen. Auch wenn die 

Schweiz eine rekordhohe Erwerbsquote verzeich-
net, gibt es ein verbleibendes inländisches Ar-
beitskräftepotenzial. Die Rede ist von Müttern, 
älteren Erwerbspersonen und wenig Qualifizier
ten. Dieses gilt es anzuzapfen. Wenn die Arbeit
geber geschickt vorgehen, schaffen sie damit eine 
Win-win-Situation, die sie in einer Welt des zu-
nehmenden Fachkräftemangels voranbringt. 

Für die Temporärbranche eröffnen sich dabei 
Chancen: Mit dem GAV-Weiterbildungsfonds 
temptraining haben die Personaldienstleister ein 
leistungsstarkes Instrument zur praxisorien
tierten Qualifizierung von Arbeitswilligen. Damit 
können Menschen in den Markt eingebunden 
werden, denen die nötigen Fachkompetenzen 
bisher fehlten. 

Als Vermittler und Berater sind die Perso
naldienstleister zudem prädestiniert, Eltern oder 
ältere Arbeitnehmende beim Einstieg oder beim 
Verbleib im Arbeitsmarkt zu unterstützen – zum 
Beispiel mit ergänzenden Dienstleistungen im Be-
reich der Kinderbetreuung, der Steuer-, Alters
vorsorge- oder Versicherungsberatung. 

Schliesslich ist die Temporärarbeit eine Ar-
beitsform, die den Einstieg ebnet, Ausprobieren 
zulässt und projektweise Anstellungen ermög
licht. Bei allen schwarzen Wolken am Politikhim-
mel sehe ich also auch beachtliche Chancen für die 
Personaldienstleister-Branche. Packen wir sie an!

 ■
Myra Fischer-Rosinger

swisstemptrend

«Die Schweizer Gesellschaft ist aus 
dem Gleichgewicht geraten und 

verschafft sich an der Urne Luft.»

Monatlich aktualisierte Temporärbranchen-Entwicklung

Quelle: Suva
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Veränderung gegenüber Vorjahresmonat

Durchschnittswachstum der letzten 12 Monate
Wachstum seit Jahresbeginn (gegenüber Vorjahresperiode)

Der swisstemptrend im Januar 
bietet jedes Jahr eine gute 
Gelegenheit, Fazit zu ziehen  
und auf das vergangene Geschäfts-
jahr zurückzublicken. Mit einem 
Rückgang von 6,2 Prozent ist  
das Temporärarbeitsvolumen im 
Dezember wieder deutlich 
geschrumpft.  
Auf Jahressicht fällt der Rückgang 
mit 0,7 Prozent freundlicher aus. 
Weitere Frühindikatoren lassen 
dennoch den Schluss zu, dass sich 
die Temporärarbeitsbranche im 
vergangenen Jahr insgesamt 
verhalten positiv entwickelt hat. 
Sobald von der Suva und vom 
SECO im Frühjahr definitive Zahlen 
veröffentlicht werden, kann  
eine abschliessende Bilanz für das 
Geschäftsjahr 2014 gezogen 
werden.
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